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1 Ausganglage und Ziele  

 

Der Krieg zwischen Russland und der Ukraine dauert inzwischen bereits mehr als ein 

halbes Jahr und ein Ende ist nicht absehbar. Die Zerstörungen von Infrastruktur und 

Wohngebäuden in der Ukraine werden eine schnelle Rückkehr der Flüchtlinge kaum 

zulassen, so dass wir uns auch in Deutschland auf eine längere Phase der Unterbrin-

gung einstellen müssen. Die zu Beginn des Krieges sehr hohe Bereitschaft zur priva-

ten Aufnahme von Flüchtlingen stößt im Zeitablauf an ihre Grenzen. In den privaten 

WGs, von vielen Aufnehmenden für vielleicht zwei bis drei Monate gedacht, brechen 

Konflikte auf und die Kommunen werden zunehmend aufgefordert, Wohnmöglichkei-

ten für die Flüchtlinge zu bieten. 

 

Neben dieser unmittelbaren Erhöhung der Nachfrage nach Wohnungen durch die 

Zuwanderungen hat der Krieg auch zu erheblichen wirtschaftlichen Verwerfungen 

geführt, die die wirtschaftlichen Aktivitäten und das Leben der Bürger in Deutschland 

stark beeinträchtigen. Zu nennen sind insbesondere die Preisentwicklungen für Ener-

gie und Lebensmittel, aber auch für viele andere bisher zumindest teilweise aus der 

Ukraine oder Russland gelieferte Rohstoffe und Produkte. Insgesamt wird die im Jahr 

2022 wohl höchste Inflationsrate seit der Wiedervereinigung Deutschlands zu deutli-

chen Realeinkommensverlusten der Bevölkerung führen. Der Deutsche Sparkassen- 

und Giroverband (DSGV) geht davon aus, dass künftig 60 Prozent der Haushalte ihre 

gesamten Einkünfte oder mehr für die reine Lebenshaltung einsetzen müssen, wäh-

rend dies vor einem Jahr nur 15 Prozent der Haushalte waren.  

 

In den letzten Monaten hat die Bundesregierung bereits Entlastungen der Bürger be-

schlossen und umgesetzt (z. B. Tankrabatt, Neuneuroticket und die einmalige Ener-

giepauschale von 300 Euro für Erwerbstätige) und hat weitere Entlastungen bereits 

angekündigt.  

 

Insgesamt drängt die Diskussion um die unmittelbaren Probleme von der Energiever-

sorgung über die Möglichkeiten und Grenzen weiterer Entlastungen der Bürger viele 

andere wichtige Fragen derzeit in den Hintergrund. Zu diesen anderen wichtigen Fra-

gen zählt auch die weitere Entwicklung des sozialen Wohnungsbaus. Die Schaffung 

von 100.000 Sozialwohnungen je Jahr steht zwar nach wie vor auf der Agenda der 

Bundesregierung, ist aber bisher nicht mit Maßnahmen hinterlegt.  

 

Vor diesem Hintergrund ist eine Aufarbeitung der jüngsten Entwicklungen und der 

Folgerungen für sinnvolle Maßnahmen im Bereich des Wohnens angezeigt. 
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2 Bevölkerungsentwicklung 

 

Entgegen den Erwartungen ist die Bevölkerung Deutschlands in den vergangenen 

Jahren angestiegen, wie Abbildung 1 zeigt. Nach einer Stagnation im ersten 

Coronajahr (2020) stieg bereits 2021 der Wanderungsgewinn wieder über 300.000 

Personen. Für 2022 liegen bisher die Werte bis April vor, die eine erhebliche Zu-

nahme der Bevölkerung durch Zuwanderung im Jahr 2022 signalisieren. Die bereits 

im Januar und Februar gegenüber den Vorjahresmonaten angestiegene Zuwande-

rung wurde durch die Aufnahme der Flüchtlinge in den Monaten März und April ver-

stärkt.  

 

Abbildung 1: Bevölkerungsentwicklung in Deutschland von Dezember 2010 

bis Mai 2022 

 

 
Quelle: Statistisches Bundesamt 

 

Insgesamt dürfte die Einwohnerzahl Deutschlands inzwischen bei gut 84 Millionen 

Personen liegen. Wann die aufgenommenen Flüchtlinge wieder in die Ukraine ziehen 

können und in welcher Größenordnung sie sich zum dauerhaften wohnen und leben 

in Deutschland entschließen, lässt sich gegenwärtig nicht einschätzen.  

 

Die Monate März und April 2022 waren die zuwanderungsstärksten Monate seit 2008 

(vgl. Abbildung 2). Die hohe Bereitschaft zur privaten Aufnahme der Flüchtlinge hat 

bisher eine unmittelbare Überlastung der Aufnahmekapazitäten der Kommunen ver-

hindert. Inzwischen mehren sich aber die Meldungen, dass die aufnehmenden Haus-

halte mit zunehmender Dauer der Aufnahme überlastet sind und sich an die Kommu-

nen wenden, damit diese den Flüchtlingen dauerhafte Wohnmöglichkeiten stellen. 
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Abbildung 2: Monatliche Wanderungssalden Deutschlands gegenüber dem 

Ausland von Januar 2008 bis Mai 2022 

 

 

Quelle: Statistisches Bundesamt 

 

Es zeigt sich somit in Deutschland eine sprunghafte Zunahme der Einwohnerzahl, 

die nicht ohne Auswirkung auf die Wohnungsnachfrage bleiben kann. 

 

 

3 Entwicklung des Wohnungsbaus 

 

Die Entwicklung des Wohnungsbaus seit 2012 zeigt Tabelle 1.  

 

Tabelle 1: Wohnungsbau in Deutschland seit 2012 

 

 
Quelle: Statistisches Bundesamt 

 

Der Spitzenwert von 306.000 Wohnungen im Jahr 2020 wurde im Jahr 2021 nicht 

wieder erreicht. Insgesamt lag der Rückgang bei knapp 13.000 Wohnungen oder 
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4,2 Prozent. Besonders stark fiel der Rückgang mit 8,7 Prozent bei Ein- und Zweifa-

milienhäusern aus. Als Voraussetzung für die Steigerung der Wohnungsfertigstel-

lungszahlen wurde bereits im Januar eine Ausweitung des Bauens im Bestand be-

nannt. Das über Aufstockungen von Wohn- und Nichtwohngebäuden sowie die Um-

nutzung bisher gewerblich genutzter Gebäude eine deutliche Steigerung der Fertig-

stellungszahlen möglich wäre, wurde in verschiedenen Untersuchungen aufgezeigt. 

Allerdings treten auch bei Bauen im Bestand Hemmnisse zu Tage, die eine starke 

Ausweitung dieser Aktivitäten bisher verhindern. Von Abstandsregelungen über Stell-

plätze und Brandschutzauflagen bis zum teils notwendigen vollständigen barriere-

freien Umbau des ganzen Gebäudes führen Vorschriften und Auflagen regelmäßig 

dazu, dass das Bauen im Bestand unwirtschaftlich wird.  

 

Wie Abbildung 3 nachweist, haben sich trotz der immer wieder gezeigten Begeiste-

rung der Politik für das Bauen ohne neues Grundstück die tatsächlichen Zahlen nicht 

verändert. Ein Höhepunkt des Bauens im Bestand lag vielmehr bereits im Jahr 2016. 

 

Abbildung 3: Genehmigte Wohnungen durch Maßnahmen im Bestand bei 

Wohn- und Nichtwohngebäuden 

 

 

Quelle: Statistisches Bundesamt 

 

Die nur jährlich ausgewiesenen Zahlen zu den Wohnungsfertigstellungen im Bestand 

lagen in den vergangenen 10 Jahren zwischen 30.000 und 40.000 Wohnungen je 

Jahr. 

 

Die Schaffung von Sozialwohnungen durch Neubau, Modernisierung und den Ankauf 

von Belegrechten ist in Tabelle 2 ausgewiesen. Zusätzlich wird der Bestand an Sozi-

alwohnungen und seine Veränderung aufgeführt.  
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Tabelle 2: Schaffung von Sozialwohnungen sowie der Sozialwohnungsbe-

stand und seine Veränderung 

 

Jahr Neubau Modernisierung 
Ankauf von 

Belegrechten 
Bestand zum 
Jahresende 

Veränderung 
des Bestan-

des 

2017 26.231 18.102 1.257 1.221.767   

2018 27.040 17.968 1.426 1.176.057 -45.710 

2019 25.565 17.775 2.506 1.155.214 -20.843 

2020 23.076 4.920 3.080 1.128.875 -26.339 

2021 21.468 5.899 3.185 1.101.506 -27.369 

 

Der Neubau von Sozialwohnungen hatte 2018 mit 27.000 Wohnungen eine vorläu-

fige Spitze. Auch die Zahl der durch Modernisierungsförderung geschaffenen Sozial-

wohnungen lag damals mit Werten um 18.000 Wohnungen je Jahr weit über den 

knapp 6.000 Wohnungen, die im Jahr 2021 geschaffen wurden. Der Ankauf von Be-

legrechten hat 2021 zwar den höchsten Stand betrachteten Jahre erreicht, spielt ins-

gesamt aber nach wie vor eine untergeordnete Rolle.  

 

In keinem der Jahre hat die Zahl der geschaffenen Sozialwohnungen ausgereicht, 

um die auslaufenden Mietpreisbindungen und Belegrechte auszugleichen. Im Durch-

schnitt der Jahre 2018 bis 2021 hat sich der Bestand an Sozialwohnungen um 

30.000 WE je Jahr vermindert.  

 

Im Vergleich zu den im Januar 2022 ausgewiesenen Werten hat sich durch die inzwi-

schen deutlich gestiegenen Zinsen und die nochmals gestiegenen Baukosten der 

Förderungsbedarf im sozialen Wohnungsbau deutlich über erhöht. Eine Aktualisie-

rung der damaligen Berechnungen zeigt Tabelle 3. Da bei den höheren Zinsen auch 

von einem höheren Anspruch der Investoren an die Eigenkapitalverzinsung ausge-

gangen werden muss, hat sich der Subventionsbedarf gegenüber dem Januar 2022 

mehr als verdoppelt. Je nach angestrebtem Energieeffizienzlevel werden heute zwi-

schen 125.000 und 152.000 Euro je Wohnung benötigt. Für 100.000 Sozialwohnun-

gen werden entsprechend Fördermittel in einer Größenordnung von 12,5 bis 15,2 

Milliarden Euro benötigt. Gemäß der Verwaltungsvereinbarung über den sozialen 

Wohnungsbau stellen die Länder für die Förderung im Bereich des sozialen Woh-

nungsbaus Landesmittel im Umfang von mindestens 30 Prozent der in Anspruch ge-

nommenen Bundesmittel bereit. In Ländern, die auf dieser Basis sozialen Wohnungs-

bau betreiben, finanziert der Bund knapp 77 % des sozialen Wohnungsbaus. 

Insgesamt müsste der Bund, wenn die Länder nur 30 Prozent der Bundesmittel be-

reitstellen, zwischen 9,6 und 11,7 Milliarden Euro für den sozialen Wohnungsbau be-

reitstellen, um 100.000 Neubausozialwohnungen realisieren zu können. 
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Tabelle 3: Subventionsbedarf im sozialen Wohnungsbau bei unterschiedli-

chen Energieeffizienzstandards 

 

 
 

1) 750 € je m²-Grundstück und 0,6 m² Grundstück je m²-Wohnfläche 

2)  Finanzierung über 30 Jahre (Volltilgung) zu 3,4 % Zins 

 

 

4 Preisentwicklung in Deutschland 

 

Die Preisentwicklung für verschiedene Bereiche zeigt Abbildung 4 für die Zeiträume 

Januar 2021 bis Januar 2022 und Januar 2022 bis Juni 2022.  

 

Abbildung 4: Preisentwicklung von Januar 2021 bis Januar 2022 und 

von Januar 2022 bis Juni 2022 

Quelle: Statistisches Bundesamt 
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Einen deutlichen Preisschub gab es dann infolge des Krieges bei der Energie fürs 

Wohnen und bei Nahrungsmitteln. Beim Verkehr ist die Wirkung des Neun-Euro-Ti-

ckets deutlich zu erkennen. Insbesondere die Personenbeförderung im Schienenver-

kehr wurde dadurch von Januar bis Juni 2022 um fast 10 % preiswerter.  

 

Vor allem die „gelernte“ Planbarkeit der Energiepreise endete im Jahr 2021 abrupt, wie 

Abbildung 5 zeigt. In der Abbildung wurde die Zeitreihe der Indizes bis Juni 2022 

verlängert. Die Einfuhrpreise für Erdgas hatten sich von Juni 2021 bis November 2021 

bereits fast verdreifacht. Die Heizölpreis zogen sehr schnell nach, erreichten mit einem 

Spitzenindexwert von 271 im März 2022 nicht ganz das Steigerungsausmaß der Gas-

einfuhrpreise. Es zeigt sich aber auch die preisdämpfende Wirkung der nachlaufenden 

Preisanpassung durch die Energieversorger. Allerdings bedeutet dies auch, dass die 

bisherigen Preissteigerungen bei den Verbrauchern bei weitem noch nicht in voller 

Höhe angekommen sind. So läuft die angekündigte Preiserhöhung der RheinEnergie 

AG auf mehr als eine Verdoppelung der Gaspreise von rund 9 Cent je kWh auf 19 

Cent je kWh hinaus. Der BDEW Bundesverband der Energie- und Wasserwirtschaft 

e.V. ging in seiner Gaspreisanalyse vom April 2022 von einem durchschnittlichen Preis 

von knapp 14 Cent je kWh aus (Einfamilienhaus, 20.000 kWh Jahresverbrauch). Ein 

Vergleich der Tarifangaben für Neukunden ergab beim Portal verifox Anfang August 

einen Preis von gut 26 Cent je kWh. Dies zeigt die gegenwärtig starken Preisbewe-

gungen, die im Laufe der kommenden Monate bei Gas auf eine vollständige Überwäl-

zung der höheren Bezugskosten an die privaten Haushalte hinausläuft. 

 

Abbildung 5: Preisindizes für Energieträger von Januar 2015 bis Juni 2022 
 

 

Quelle: Statistisches Bundesamt 
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Die eingangs bereits erwähnte Senkung der Sparfähigkeit der Haushalte in Deutsch-

land dürfte in engem Zusammenhang mit den Preissteigerungen stehen und Haus-

halte mit niedrigen Einkommen müssen sich bereits heute in ihrem Konsum durch 

Verzicht und das Ausweichen auf preiswertere Alternativen einschränken.  

 

Die Absenkung der Wohnkosten durch einen Umzug ist für den weit überwiegenden 

Teil der Haushalte jedoch keine Alternativ, da ein neuer Mietvertrag in der Regel mit 

einer deutlich höheren spezifischen Miete verbunden und ein Einspareffekt nur bei 

einer drastischen Senkung der Wohnfläche eintreten würde.  

 

 

5 Armut in Deutschland 

 

Als armutsgefährdet gelten in Deutschland Haushalte, die weniger als 60 Prozent 

des Medianeinkommens aufweisen. Um die Einkommen unterschiedlich großer 

Haushalte vergleichbar zu mach, wird das Nettoäquivalenzeinkommen (mit Zahl und 

Alter der Haushaltsmitglieder gewichtetes Einkommen) herangezogen. Danach sind 

in Deutschland über die Jahre recht stabil um 13 Millionen Personen armutsgefährdet 

oder leben in relativer Armut (vgl. Abbildung 6).  

 

Abbildung 6: Sozialwohnungsbestand und armutsgefährdete Bevölkerung in 

Deutschland bis 2021 

 

 

Quelle: Statistisches Bundesamt 
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hat sich für einkommensarme Haushalte stetig verringert. Dies gilt auch für be-

stimmte Gruppen der Gesellschaft, die bei der Anmietung von Wohnraum bereits bei 

ausgeglichenen Märkten Probleme haben. Neben einkommensarmen Haushalten 

zählen u. a. Alleinerziehende, Menschen mit Migrationshintergrund oder auch Men-

schen mit Behinderungen zu diesen Gruppen. Weisen einzelne Personen mehrere 

der Merkmale auf, wird die Anmietung von Wohnraum ohne externe Unterstützung 

nahezu unmöglich.  

 

Die Auswirkung des sogenannten Rentenschocks zeigt Abbildung 7 eindrucksvoll. 

Während in der 18- bis unter 65-jährigen Bevölkerung die Armutsgefährdungsquote 

bei etwa 15 Prozent liegt, erreicht sie bei den 65-Jährigen und Älteren 19 bis 20 Pro-

zent. Die Altersbezüge liegen in der Regel erheblich unter den Einkommen im Er-

werbsleben und ein Teil der Senioren rutscht mit dem Renteneintritt in die Armut ab. 

Wenn bereits 2021 rund ein Fünftel der Senioren in relativer Armut lebte, dann muss 

davon ausgegangen werden, dass diese Gruppe gerade auch hinsichtlich des Woh-

nens besonders betroffen ist. 

 

Abbildung 7: Armutsgefährdungsquote der „18- bis unter 65-Jährigen“ und 

der „65-Jährigen und Älteren“ in den Jahren 2020 und 2021 

 

 

Quelle: Statistisches Bundesamt 
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6 Fazit und sinnvolle Maßnahmen  

 

Eine wachsende Bevölkerung trifft bei verminderter Zahlungsfähigkeit auf einen rück-

läufigen Wohnungsbau und weiter sinkende Sozialwohnungsbestände.  

 

Die Dringlichkeit der Schaffung von sozialen und bezahlbaren Wohnungen hat ange-

sichts der Energiekrise zugenommen. Die Gefahr des sozialen „Abrutschens“ vieler 

Haushalte ist akut und die Versorgung mit Wohnraum nicht mehr zu gewährleisten, 

wenn sich der Staat – und damit sind Bund, Länder und Kommunen gemeint – nicht 

stärker engagieren. Das Dach über dem Kopf ist zentral für gesellschaftliche Teil-

habe und diese ist vom Staat für alle hier lebenden Menschen sicherzustellen. 

 

Notwendig wäre als Sofortprogramm „Soziales Wohnen“ 

 

die Erhöhung der Mittel für den sozialen Wohnungsbau auf insgesamt mindes-

tens 12,5 Milliarden Euro durch Bund und Länder, 

 

die Gewährung von Fördermitteln für den Bau von bezahlbaren Wohnungen 

durch erhöhte Abschreibungen und/oder verlorene Zuschüsse und 

 

die konkrete Verbesserung der Rahmenbedingungen für den Wohnungsbau im 
Bestand. 
 
 
 


